
 01 | 2024   19

Derzeit erleben Kommunen 
häufig gleich an mehreren 
Baustellen Ohnmachtsgefühle. 

Ob Migration, Kinderbetreuung oder 
Gesundheitsversorgung, die Lücke 
zwischen rechtlichem Anspruch auf 
Integration, Bildung oder Gesund-
heitsversorgung und der kommuna-
len Realität klafft immer weiter ausei-
nander. Kommunale Daseinsvorsorge 
ist leider zu oft von einem „Feuerlö-
scher-Modus“ gekennzeichnet.  

Ein aktuelles Beispiel ist der Streit 
um die Krankenhaus-Strukturre-
form. Während sich der Bund mit 
den Ländern, der Krankenhausgesell-
schaft und den Kostenträgern um die 

konkrete Ausgestaltung streitet, ver-
schlimmert sich die finanzielle Situa-
tion der Krankenhäuser dramatisch. 

Fraglich ist zurzeit, ob die Reform 
überhaupt noch kommt. Und wenn 
sie kommt, was bleibt dann von der 
ursprünglichen Idee, die auch von 
vielen kommunalen Häusern unter-
stützt wurde, noch übrig? Der poli-
tische Streit lähmt die Handlungsfä-
higkeit der Kommunen, da sie keine 
Planungssicherheit bekommen. Der 
Druck im Kessel wächst täglich, ohne 
dass er entweichen kann. 

INSOLVENZFALLE 
VERMEIDEN 

Bisherige Erfahrungen mit finanzi-
ell angeschlagenen Krankenhäusern 
zeigen, wie schnell sich die Lage vor 

Ort zuspitzen kann. Denn muss eine 
Insolvenz erst einmal eröffnet wer-
den, sinkt der Handlungsspielraum 

für Landrätinnen und Landräte sowie 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter dramatisch. Dann verbleiben oft 
nur noch drei Monate, um entweder

1.	 einen Käufer für das insolvenzge-
fährdete Haus zu finden und die 
Transaktion abzuschließen, 

2.	 als Kommune die Defizite zu  
tragen oder 

3.	 das Haus zu schließen. 

Variante 1 wird immer unwahrschein-
licher, je länger der Reformprozess 
dauert. Betriebswirtschaftlich interes-
sante Häuser wurden schon vor Jah-
ren privatisiert und die andauernde 
Unsicherheit macht es für potenzielle 
Käufer interessanter, die Insolvenz ab-
zuwarten. Variante 2 wird angesichts 
der knappen Kassen der Kommunen 
und der unklaren Rahmenbedingun-
gen und damit unklaren finanziel-
len Lasten für die kommenden Jahre 
immer schwieriger. Bleibt Variante 3, 
die ungesteuert zu erheblichen Ver-
sorgungslücken führen kann. Das 

GESTALTEN, BEVOR ES ZU SPÄT IST
DAS REGIONALE ANGEBOT DER 
GESUNDHEITSVERSORGUNG 

»Kommunale Daseinsvorsorge ist leider zu oft von einem 
„Feuerlöscher-Modus“ gekennzeichnet.«

© ipopba - stock.adobe.com



20   01 | 2024

fehlende Versorgungsangebot wird 
spätestens danach als mangelnde 
gesundheitliche Daseinsvorsorge zu 
einem kommunalen Politikproblem. 
Denn es fehlt dann nicht nur das Ver-
sorgungsgebot, mit dem Kranken-
haus bricht auch ein wichtiger Arbeit-
geber und Wirtschaftsfaktor weg. 

Bei diesen Konsequenzen spielt die 
Trägerschaft der Krankenhäuser eine 
untergeordnete Rolle. Selbst wenn das 
finanziell angeschlagene Krankenhaus 
in privater oder konfessioneller Trä-
gerschaft ist, mit dem Insolvenzrisiko 

und der drohenden Schließung wird 
es zu einem gesamtpolitischen Prob-
lem in der Kommune oder Gemein-
de, welches letztlich von den Haupt-
verwaltungsbeamten bei der nächsten 
Wahl zu verantworten ist. 

STRUKTURWANDEL 
BIS 2030 ERHÖHT DIE 
HERAUSFORDERUNG

Die Sicherstellung einer guten, flä-
chendeckenden Versorgung wird 
durch die sprunghafte Alterung der 
Bevölkerung zusätzlich erschwert. Bis 
2030 steigt die Zahl der über 65-jähri-
gen um vier Millionen. Mit der Alte-
rung wächst auch der Versorgungsbe-
darf. Dagegen sinkt das medizinische 

Angebot, weil immer mehr Pflege-
kräfte, Ärztinnen und Ärzte in Rente 
gehen. Die Sicherstellung der medizi-
nischen Versorgung als wesentlicher 
Teil der kommunalen Daseinsvorsorge 
wird in den kommenden Jahren zu ei-
nem noch zentralerem Politikfeld, das 
nach einer strukturell tragfähigen Ant-
wort ruft. Aber es gibt auch Chancen. 

Der medizinisch-technische Fort-
schritt und die zunehmende, digitale 
Vernetzung ermöglichen neue Ver-
sorgungsformen und eine dezentra-
le, sprich wohnortnahe Versorgung, 

auch wenn nicht alle Experten immer 
vor Ort sind. Dass dies möglich ist, 
bedeutet aber nicht, dass es passiert. 
Dafür braucht es für jede Kommune 
ein auf sie abgestimmtes regionales 
Versorgungskonzept, welches die sta-
tionäre, ambulante und pflegerische 
Versorgung über Verbundstrukturen 
berücksichtigt. So wie jedes moderne 
Großkrankenhaus eine mittelfristige 
Medizinstrategie besitzt, ist auch für 
Kommunen eine übergeordnete Ver-
sorgungsstrategie notwendig. Und das, 
bevor der kommunale Schwerpunkt 
der Versorgung, das örtliche Kranken-
haus, Insolvenz anmelden muss.

Erste Beispiele zeigen, dass selbst 
in strukturschwachen Regionen at-

traktive Arbeitsbedingungen für Ge-
sundheitsberufe geschaffen und mit 
regionalen Verbundstrukturen ein 
umfassendes medizinisches Ange-
bot vorgehalten werden kann, wenn 
rechtzeitig gehandelt wird.   

Dafür braucht es eine regionsspezi-
fische trägerunabhängige Bestands-
aufnahme mit mittelfristiger Versor-
gungsprognose: Wie entwickeln sich 
medizinisches Angebot und die Nach-
frage bis 2030 ff.? Welche Herausfor-
derungen haben die bestehenden Ge-
sundheitseinrichtungen? Wie können 
sie bedarfsnotwendig und gleichzeitig 
wirtschaftlich tragfähig weiterentwi-
ckelt werden? Welche Rahmenbedin-
gungen braucht es dafür? Inzwischen 
zeigen sich Muster aufgrund von nati-
onalen und internationalen Erfahrun-
gen, die als Ausgangspunkt genom-
men werden und auf den konkreten 
Versorgungsbedarf vor Ort angepasst 
werden können. Ob Telemedizin, 
augmentierte Behandlung durch Zen-
tren, Gemeindeschwestern, Primär-
versorgungszentren oder Medizini-
sche Versorgungszentren (MVZ) mit 
stationärer Versorgung (auch in kom-
munaler Trägerschaft). Das Gute ist: 
nicht jeder muss alles machen, aber 
alles muss aufeinander abgestimmt 
sein.

VOR DIE WELLE KOMMEN – 
GESTALTUNGSSPIELRÄUME 
SICHERN UND RECHTZEITIG 
HANDELN 

Für die Kommunen gilt es jetzt, vor 
die Welle zu kommen. Solange das 
Kind noch nicht vollends in den 

SCHWERPUNKT TRANSFORMATION LÄNDLICHER RÄUME

»Erste Beispiele zeigen, dass selbst in strukturschwachen 
Regionen attraktive Arbeitsbedingungen für Gesundheits- 
berufe geschaffen und mit regionalen Verbundstrukturen ein 
umfassendes medizinisches Angebot vorgehalten werden 
kann, wenn rechtzeitig gehandelt wird.«
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Brunnen gefallen ist, ergeben sich 
deutlich größere Gestaltungsspiel-
räume für eine zukunftsfähige regi-
onale Gesundheitsversorgung. Wie 
sieht die aktuelle Situation vor Ort 
aus? Wie kann die Eröffnung eines 
Insolvenzverfahren für das regionale 
Krankenhaus trotz unsicherer Rah-
menbedingungen verhindert werden 
und wie sieht eine mittelfristige, wirt-
schaftlich tragfähige und umfassende 
gesundheitliche Versorgung in der 
Kommune aus? Wer sich das rechtzei-
tig fragt, kann bessere Antworten für 
seine Bürgerinnen und Bürger finden 
und hat eine Chance aus dem „Feu-
erlöscher-Modus“ herauszukommen 
und zu gestalten – zumindest beim 
 Thema Gesundheitsversorgung. 
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